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Vorwort 

Neuseeland ist momentan ohne jeden Zweifel das für den ordnungspolitisch 
denkenden Ökonomen wohl faszinierendste Land der Welt. Vom Vorbildcha
rakter der dort im Jahre 1984 eingeleiteten radikalen Wirtschaftsreformen für 
die damals aus dem kurzen V ereinigungsboom allmählich wieder in die viel 
beklagte wirtschaftspolitische Sklerose zurückfallende Bundesrepublik über
zeugte mich 1991 ein längerer Forschungsaufenthalt vor Ort, den mein Disser
tationsvorhaben erforderlich gemacht hatte. Den seitdem innig gehegten 
Wunsch, ein Buch über die Erfolge und die Mißerfolge des neuseeländischen 
Reformexperiments zu verfassen, erfüllte mir schließlich fünf Jahre später das 
Walter Eucken Institut, Freiburg. Dessen Vorstand, Herrn Professor Dr. Hel
mut Gröner, und dessen Direktor, Herrn Dr. Lüder Gerken, möchte ich an 
dieser Stelle deshalb nachdrücklich und aufrichtig für die mir zuteil geworde
ne überaus engagierte Betreuung des gesamten Projekts danken. 

Mein Dank gebührt außerdem Herrn Professor Dr. Peter Oberender von der 
Universität Bayreuth, dessen enge Kontakte zur Massey University in Pal
merston North mir im Herbst 1996 einen mehrwöchigen Studienaufenthalt an 
der dortigen School of Applied and International Economics ermöglichten, 
ohne den dieses Buch nicht hätte realisiert werden können. In Neuseeland 
selbst schulde ich allen voran Herrn Professor Dr. Rolf Cremer samt Frau, 
Herrn Professor Dr. Srikanta Chatterjee, Herrn Dr. Bala Ramasamy, Frau Dr. 
Julia Crouch sowie den beiden Institutssekretärinnen, Frau Michelle Healey 
und Frau Ha-Lien Tan, Dank für die mir gewährte Gastfreundschaft sowie 
insbesondere für die zahlreichen und für mich stets anregenden und ungemein 
informativen Diskussionen zur Sache. 

Anfang dieses Jahres war es mir vergönnt gewesen, anläßlich eines Semi
nars an der wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der TU Ilmenau in Thürin
gen, das unter der Leitung von Herrn Professor Dr. Lothar Wegehenkel und 
von Herrn Professor Dr. Hermann H. Kallfaß stand, einen zentralen Teil der 
vorliegenden Abhandlung - genauer gesagt, die Frühfassung des Kapitels 
über die Reform der öffentlichen Finanzwirtschaft - erstmals öffentlich zum 
Vortrag zu bringen. Für ihre wertvollen Anregungen und Detailhinweise, die 
ich sehr gerne aufgegriffen und in der vorliegenden Endfassung wo immer 
möglich und hoffentlich angemessen berücksichtigt habe, sei auch allen Teil
nehmern dieser Veranstaltung nochmals ganz herzlich gedankt. Dank gebührt 



schließlich meiner Mitarbeiterin, Frau Sylvia Mette, die mit großer Umsicht 
und bemerkenswerter Geduld das Manuskript in eine druckfertige Form 
brachte. Tue usual disclaimer applies! 

Bayreuth, im Juli 1997 Andreas Knorr 
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Einleitung 

1 Problemstellung 

Die nahezu universalen Wirtschaftsreformen, die in Neuseeland von 1984 an 
von einer sozialdemokratischen Regierung eingeleitet und sechs Jahre später 
von einer konservativen Regierung fortgeführt wurden, gelten weltweit als 
beispiellos. Erstaunen rufen nicht nur die Radikalität des ordnungspolitischen 
Paradigmawechsels und die Geschwindigkeit hervor, mit der dort der Über
gang von der wohl am stärksten regulierten und protegierten zu der am stärk
sten marktwirtschaftlich ausgerichteten Volkswirtschaft innerhalb der Gruppe 
der OECD-Staaten vollzogen wurde. Gerade den ausländischen Beobachter 
überrascht darüber hinaus, daß der Reformprozeß maßgeblich von einer La
bour-Regierung konzipiert und durchgesetzt wurde, also von Politikern der
selben Partei, die in der Vergangenheit marktwirtschaftlichen Prinzipien be
sonders ablehnend gegenübergestanden und die eben deshalb seit den dreißi
ger Jahren die entscheidenden Anstöße für die allmähliche Transformation 
Neuseelands in einen hochgradig interventionistischen Wohlfahrtsstaat gege
ben hatte. 

Angesichts der großen Erfolge, die Neuseeland mit seinem Reformpro
gramm bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und der Inflation bei einer 
zugleich deutlichen und anhaltenden Belebung des Wirtschaftswachstums 
enielen konnte, gilt das Land inzwischen weithin als nachahmenswertes Vor
bild für die Bewältigung der gravierenden ökonomischen Probleme erstarrter 
westlicher Volkswirtschaften wie namentlich Deutschland. Dies belegen nicht 
nur die schon recht zahlreichen und in ihrem Grundtenor durchweg positiven 
bis euphorischen Artikel, die bislang zu diesem Thema in führenden in- wie 
ausländischen Publikumszeitschriften, so unter anderem in The Wall Street 
Journal, The Economist, in der Wirtschaftswoche, im Spiegel, im Stern und in 
FOCUS• erschienen sind, sondern auch das nunmehr erwachte Interesse des 
Sachverständigenrats (SVR 1996, 44ff. ), einiger Wirtschaftsforschungsinsti-

1 Denunelhuber/Schläger (1996, 124ff.), o.V. (1994, 22), o.V. (1996a, 112), o.V. 
(1996b, 138ff.), o.V. (1996c, 17) sowie Schutte (1996, 30f.). 
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tute (Institut der deutschen Wirtschaft 1997, 4f.) und Stiftungen2 sowie nicht 
zuletzt die Informationsreisen des deutschen Wirtschaftsministers Rexrodt 
und von Bundeskanzler Kohl im Februar und Mai 1997 nach Neuseeland. Auf 
den ordnungspolitischen Vorbildcharakter des neuseeländischen Reformpro
gramms für Deutschland bei der Umstrukturierung öffentlicher Unternehmen 
im allgemeinen und bei der Liberalisierung des Postwesens im besonderen 
wies im übrigen der Verfasser der vorliegenden Abhandlung selbst bereits in 
seiner 1993 erschienenen Dissertation hin (Knorr 1993, 129fl). 

Freilich sind die neuseeländischen Reformen aufgrund der zu Reformbe
ginn - und zum Teil bis heute - sehr unterschiedlichen institutionellen Rah
menbedingungen in beiden Ländern und einer deswegen ebenfalls teilweise 
abweichenden wirtschaftspolitischen Problemlage nur partiell für die aktuelle 
Standortdiskussion in der Bundesrepublik von Interesse. Nach Ansicht des 
Verfassers trifft dies vor allem für die Reform des öffentlichen Sektors bezie
hungsweise der öffentlichen Finanzwirtschaft sowie für die Deregulierung des 
Arbeitsmarktes zu. Nur sie sollen daher im folgenden ausführlich erläutert und 
gewürdigt werden. Bewußt verzichtet wurde demgegenüber zum einen auf die 
Erörterung der für Deutschland irrelevanten, für den Erfolg des neusee
ländischen Reformexperiments allerdings unerläßlichen Liberalisierung 
grenzüberschreitender wirtschaftlicher Transaktionen (Rayner/Lattimore 
1991, 23f.; Robinson 1993, 13ff.). Gleiches gilt mit derselben Begründung 
zum anderen für die Reform der Geld- und Währungsordnung (Dowd/Simon 
1994, 857ff.; Fischer 1993, 2ff.), der allerdings in einem wesentlichen Punkt 
durchaus Modellcharakter für die institutionelle Ausgestaltung der geplanten 
Europäischen Währungsunion zuzubilligen ist. So wäre die Nachahmung des 
neuseeländischen Modells möglicherweise sehr gut geeignet, das wegen der 
Ungewißheit über den geldpolitischen Kurs der künftigen Europäischen Zen
tralbank (EZB) bislang recht geringe Vertrauen in die Stabilität des EURO 
zumindest für die Periode des Übergangs der geldpolitischen Kompetenzen 
von den nationalen Notenbanken auf die EZB spürbar zu festigen. Zum einen 
ist die Reserve Bank ofNew Zealand seit 1989 wie die Deutsche Bundesbank 
von der Regierung in allen Belangen der geldpolitischen Steuerung mit Aus
nahme der Währungspolitik - genauer bei der Wahl des Wechselkurssystems 
sowie, bei einer politischen Entscheidung für fixe Wechselkurse, bei der 
Festlegung der Paritäten-, weisungsunabhängig. Sie ist zum anderen ebenso 
wie die EZB ausschließlich dem Ziel Preisniveaustabilität verpflichtet, das 
allerdings im Gegensatz zur Bundesrepublik in Neuseeland im Rahmen zeit-

2 Siehe dazu die gemeinsam von der Bertelsmann Stiftung, der Heinz Nixdorf Stiftung 
und der Ludwig-Erhard-Stiftung herausgegebene Abhandlung von Kasper ( 1996). 
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lieh befristeter und als „Policy targets agreements" (PT A) bezeichneter Kon
trakte zwischen der Regierung und dem Notenbankchef genau, das heißt 
durch Vorgabe eines Inflationsziels, konkretisiert wird. Bis zu den jüngsten 
Parlamentswahlen im Oktober 1996 galt Preisniveaustabilität bei einer soge
nannten Basisinflationsrate von null bis zwei Prozent als erreicht;3 inzwischen 
wurde diese Spanne von der seit Dezember 1996 amtierenden Koalitionsregie
rung Ende 1996 im Rahmen eines neuen PT A auf null bis drei Prozent erwei
tert.4 Verfehlt die Reserve Bank diese vertragliche Vorgabe dauerhaft oder 
wiederholt, hat die Regierung das Recht, als äußerste Sanktion den Noten
bankchef zu entlassen. Sie machte von ihrem Kündigungsrecht bislang noch 
keinen Gebrauch. Allerdings erteilte die Regierung dem Notenbankchef im 
Frühjahr 1996 erstmals eine öffentliche Rüge, nachdem die Basisinflationsrate 
innerhalb von neun Monaten mehrmals für kurze Zeit und jeweils nur mini
mal aus dem Zielkorridor ausgebrochen war ( o. V. l 996d, 9). 

2 Gang der Untersuchung 

Abgesehen von dieser Einleitung gliedert sich die Untersuchung in fünf weite
re Abschnitte. Teil 1 enthält als unverzichtbare Hintergrundinformation einen 
kurzen Überblick sowohl über das politische System des Landes als auch über 

3 Referenzgröße ist somit nicht die anhand des Consurner Price Index (CPI) oder sonsti
ger einschlägiger Indices ablesbare Preissteigerungsrate, sondern die aus dem CPI abgeleitete 
sogenannte „Underlying inflation rate" beziehungsweise Basisinflationsrate. Sie errechnet sich 
durch die Bereinigung des CPl-Werts um drei Faktoren, die als von der Notenbank nicht be
einflußbare exogene Schocks gelten: Veränderungen von Verbrauchssteuern und der Ge
bühren für staatliche Dienstleistungen, starke Fluktuationen der Weltmarktpreise wichtiger 
importierter Rohstoffe wie Erdöl sowie die Zinsentwicklung auf den internationalen Finanz
märkten. Wegen der sehr großen Abhängigkeit des neuseeländischen Zinsniveaus vorn Welt
zinsniveau kann die Notenbank die Geldmarktzinsen naturgemäß nur recht grob steuern; de
ren Volatilität führt über entsprechend induzierte Kapitalbewegungen erfahrungsgemäß zu 
recht ausgeprägten Schwankungen des Wechselkurses des Neuseeland-Dollars (im folgenden: 
NZ-$), die wiederum häufig zum Import inflationärer Impulse durch ein steigendes Import
güterpreisniveau führen. 

4 Diesem neuen PT A zufolge bleibt die Notenbank, wie Section 8 des unverändert weiter 
geltenden Reserve Bank ofNew Zealand Act 1989 ausdrücklich vorsieht, juristisch zwar noch 
immer ausschließlich dem Ziel Preisniveaustabilität verpflichtet. Künftig hat sie allerdings bei 
der Festlegung ihrer geldpolitischen Strategien und beim Mitteleinsatz, „with the intention of 
maintaining stability in the general level of prices", im Rahmen des stabilitätspolitisch Ver
tretbaren - und damit wie die Bundesbank gemäß§ 12 BBankG, nicht aber die künftige EZB 
- auch dafür zu sorgen, „that monetary policy can make its maximurn contribution to sustain
able econornic growth, employrnent and development opportunities within the New Zealand 
econorny" (Minister of Finance and the Governor of the Reserve Bank ofNew Zealand 1996). 
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die neuseeländische Volkswirtschaft. In den Teilen II und III, die den inhaltli
chen Schwerpunkt der vorliegenden Abhandlung bilden, werden dann die Re
formen im Bereich der öffentlichen Finanzwirtschaft und die Deregulierung 
des Arbeitsmarkts wnfassend gewürdigt. Die politischen, institutionellen und 
ökonomischen Determinanten des wirtschaftspolitischen Reformprozesses in 
Neuseeland werden in Teil IV analysiert. Ein kurzes Resume rundet die Un
tersuchung schließlich ab. Eine ergänzende detaillierte Übersicht über die 
chronologische Abfolge des Reformprogramms - in Gestalt einer recht grob 
nach den einzelnen Politikbereichen gegliederten Darstellung sowie einer ta
bellarischen Auflistung sämtlicher Einzelmaßnahmen mit Angabe des jeweili
gen Implementierungszeitraums - findet sich in den Anhängen 1 und II. An
hang III bietet schließlich noch einen Überblick über das 1988 angelaufene 
Privatisierungsprogramm. 



Teil 1 

Neuseeland und der Reformprozeß im 
Überblick 



A. Topographische und demographische 
Basisdaten 1 

Mit einer Fläche von 268.670 km2 ist der in Ozeanien gelegene Inselstaat 
Neuseeland nur unwesentlich größer als die alten Bundesländer. Die Distanz 
zum Nachbarland Australien (Auckland-Sydney) beträgt 2.158 km, die zu Ja
pan (Auckland-Tokio) 8.832 km, die zur Westküste der USA 10.500 km und 
die zur EU etwa 18.000 km. Damit ist Neuseeland räumlich weiter als jedes 
andere OECD-Mitgliedsland oder jede andere westliche Industrienation von 
seinen wichtigsten ausländischen Absatz- und Beschaffungsmärkten entfernt. 

Die Einwohnerzahl Neuseelands beträgt bei einer Wachstumsrate von der
zeit 1, 12 Prozent (1995) pro Jahr lediglich 3,6 Millionen, was einer mittleren 
Bevölkerungsdichte von 13,4 Personen je km2 (in den alten Bundesländern: 
245) entspricht. Wie sich aus dem recht hohen Urbanisierungsgrad ergibt - 85 
Prozent aller Neuseeländer leben in Orten mit mehr als eintausend Einwoh
nern - ist die Bevölkerung jedoch sehr ungleichmäßig über das Staatsgebiet 
verteilt. So ballen sich allein in den sechs größten Städten und Agglomerati
onsräumen Auckland (952.600 Einwohner), Wellington (331.100 Einwohner), 
Christchurch (324.400 Einwohner), Hamilton (156.000 Einwohner), Dunedin 
(113.500 Einwohner) und Napier-Hastings (112.200 Einwohner) über 55 Pro
zent der Gesamtbevölkerung. 

Die meisten Neuseeländer, nämlich 73,8 Prozent, sind europäischer, meist 
britischer Abstammung. Auf die Ureinwohner des Landes, die Maori, deren 
Lebensstandard und Lebenserwartung bei einer im Vergleich deutlich höheren 
Geburtenrate im Durchschnitt markant unter dem Niveau der weißen Neusee
länder liegt, entfällt ein Anteil von 12,9 Prozent. Die von noch gravierenderen 
wirtschaftlichen und sozialen Problemen als die Maori betroffene zweitstärk
ste Bevölkerungsminorität, die Neuseeländer polynesischer Herkunft - die 
sogenannten „Pacific islanders" - macht noch 3,5 Prozent der Gesamtbe
völkerung aus. 

Die am schnellsten wachsende Bevölkerungsschicht ist schließlich auch in 
Neuseeland die Gruppe der über Fünfundsechzigjährigen, deren Anteil sich 

1 Zum folgenden Central lntelligence Agency (CIA) (1996), Statistics New Zealand 
(1995) und (1996). 
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von derzeit zwölf Prozent ( 416.000 Personen) bis zum Jahr 2031 nach offizi
ellen Schätzungen auf neunzehn Prozent (940.000 Personen) erhöht haben 
wird. Sollte sich diese Prognose in der Tat als zutreffend erweisen, hätte sich 
das Verhältnis von Rentnern zu Erwerbstätigen von heute 1 :6 auf dann l :2,9 
verschlechtert. 



B. Politisches System und Parteienlandschaft 

Neuseeland ist eine parlamentarische Demokratie. Offizielles Staatsoberhaupt 
des Landes ist formal noch immer die englische Königin, die durch den Go
vemor-General - von der Staatsangehörigkeit her im übrigen ein Neuseelän
der oder eine Neuseeländerin - repräsentiert wird. In seinen Kompetenzen -
sie entsprechen in etwa denen des deutschen Bundespräsidenten - kann jedes 
vom neuseeländischen Parlament verabschiedete Gesetz somit erst in Kraft 
treten, nachdem es vom Govemor-General unterzeichnet wurde. Trotz dieser 
grundsätzlichen Verweigerungsmöglichkeit ist dessen Zustimmung aufgrund 
der uneingeschränkten nationalen Souveränität Neuseelands auch gegenüber 
Großbritannien freilich in der Praxis reine Formsache. 

Politisch wie verwaltungstechnisch ist Neuseeland eine der am stärkten 
zentralisierten Nationen der Erde. Länderparlamente sowie ein Finanzaus
gleichssystem deutscher Prägung sind dort völlig unbekannt. Vielmehr glie
dert sich das Land in zwei separate Regierungs- und Verwaltungsebenen: in 
die mit allen wesentlichen, auch den wirtschaftspolitischen, Kompetenzen 
ausgestattete „Central Govemment", bestehend aus dem Parlament und der 
Staatsregierung samt Verwaltungsunterbau, ~owie in die „Local Govemment", 
deren geringe Zuständigkeiten einschließlich aller Finanzierungsmodalitäten 
grundsätzlich nur vom neuseeländischen Parlament gesetzlich festgelegt wer
den dürfen. Entsprechend beträgt der Anteil der Ausgaben auf der „Local Go
vemment"-Ebene an den gesamten Staatsausgaben ganze drei Prozent, und sie 
verfügt mit Ausnahme des Rechts zur Festlegung von Benutzungsgebühren 
für die von ihr erbrachten (kommunalen) Dienstleistungen wie der Müllabfuhr 
oder der Wasserversorgung über keinerlei für die neuseeländische Wirt
schaftspolitik bedeutsamen Rechtsetzungs- oder sonstigen Handlungskompe
tenzen. 

Das gesetzgebende neuseeländische Parlament besteht aus einer einzigen 
Kammer, dem House of Representatives (formaljuristisch zählt im übrigen 
auch der Govemor-General zum Parlament). Die Legislaturperiode dauert drei 
Jahre. Wegen des im Gegensatz zur föderalen Bundesrepublik extrem zentra
listischen Staatsaufbaus ist in Neuseeland somit auch ein am Ge
setzgebungsverfahren beteiligter und oft mitentscheidungsberechtigter Bun
desrat (inklusive der Institution des Vermittlungsausschusses) deutscher Prä-
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gung ebenfalls völlig unbekannt. Gesetzesvorlagen der Regierung bedürfen 
somit lediglich der Zustimmung einer einfachen Mehrheit der Parlamentsab
geordneten. Auch Änderungen des in einer Vielzahl von Rechtsquellen kodi
fizierten und entsprechend fragmentarischen neuseeländischen Verfassungs
rechts - wie Großbritannien verfügt Neuseeland bislang nicht über eine ge
schriebene Verfassung -, zu dem teilweise auch britische Rechtsdokumente 
wie der Habeas Corpus Act 1679 oder die Bill of Rights 1689 zählen, erfor
dern lediglich eine einfache Mehrheit der Abgeordnetenstimmen. Eine Aus
nahme gilt lediglich für bestimmte Einzelvorschriften des neuseeländischen 
Wahlrechts, das ebenfalls zum Verfassungsrecht zählt. Zu deren Modifikation 
bedarf es entweder einer Drei-Viertel-Mehrheit im Parlament oder aber einer 
einfachen Mehrheit der bei einer diesbezüglichen Volksabstimmung abgege
benen Stimmen. Auch diese spezielle Mehrheitsregel könnte das House of 
Representatives allerdings jederzeit mit einfacher Mehrheit aufheben 
(Department of Statistics 1988, 57ff. ). Im Gegensatz zur Bundesrepublik sind 
Volksabstimmungen in Neuseeland im übrigen grundsätzlich auch auf natio
naler Ebene - also nicht, wie hierzulande, nur im Bereich der Kommunalpoli
tik - zulässig und trotz aller, von der National-Partei aber mit dem Citizen 
Initiated Referenda Act 1993 gelockerten, Restriktionen überdies auch relativ 
häufig.2 

Die Wahlen zum neuseeländischen Parlament wurden bis einschließlich 
1993 auf der Grundlage des relativen Mehrheitswahlrechts (sogenanntes 
„First-past-the-post"-System, kurz FPP) abgehalten. Jeder Wahlberechtigte 
konnte nur eine Stimme - für einen der Kandidaten in seinen Wahlkreis -
abgeben. (Partei-)Listenplätze wurden somit nicht vergeben. Das FFP-System 
wurde von der Öffentlichkeit und Verfassungsrechtlern allerdings zunehmend 
als ungerecht, weil den tatsächlichen Wählerwillen stark verzerrend, empfun
den. So gewann beispielsweise bei der Parlamentswahl 1990 die linksgerich
tete Alliance-Partei - ein Parteienzusammenschluß aus der Green Party, der 
durch die Abspaltung des linken Parteiflügels von Labour 1989 hervorgegan
genen NewLabour-Partei, der in Democratic Labour umbenannten früheren 
Social Credit-Partei3 sowie der der Mana Motuhalce-Partei angehörenden 
Maori-Abgeordneten - trotz eines Stimmenanteils von 18,2 Prozent lediglich 
zwei Mandate; auf sie entfielen damit auch nur zwei der insgesamt 99 Abge
ordnetensitze. Die damals zweitstärkte Labour-Partei konnte dagegen bei we-

2 Mit weitem Abstand hinter der Schweiz, aber knapp vor Australien ist Neuseeland das 
Land mit den meisten Volksabstimmungen der Welt (Lijphart 1984, 202). 

3 Diese 1954 gegründete Partei konnte bei den Parlamentswahlen 1978 immerhin ein 
Sechstel aller abgegebenen Stimmen und 1981 sogar etwas mehr als ein Fünftel der Wähler 
fllr sich gewinnen; sie erreichte dabei allerdings nur ein beziehungsweise zwei Mandate. 
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niger als der doppelten Wählerstimmenzahl (35,l Prozent) 29 Mandate errin
gen. Und mit einem Stimmenanteil von nur 8,4 Prozent sicherte sich die am 
rechten Rand des politischen Spektrums angesiedelte und von einem früheren 
Minister der von 1990 bis 1996 amtierenden National-Regierung, Winston 
Peters, nach dessen Parteiaustritt Anfang 1993 gegründete New Zealand First
Partei ebenfalls zwei Abgeordnetensitze (Boston/Levine/McLeay/Roberts 
1996, 49). New Zealand First wäre nach deutschen Kriterien in etwa zwischen 
der CSU und den Republikanern einzuordnen. 

Im Zuge zweier Volksentscheide votierte die neuseeländische Bevölkerung 
- die letzte und damit bindende Volksabstimmung fand gleichzeitig mit den 
Parlamentswahlen vom 6. November 1993 statt - mit einer Mehrheit von 54 
Prozent der abgegebenen Stimmen schließlich für die Einführung des Ver
hältniswahlrechts (sogenanntes „Mixed-member-proportional-representation"
System, kurz MMP). Es ist praktisch identisch mit dem deutschen Verhält
niswahlrecht4 und wurde erstmals bei der jüngsten Parlamentswahl am 12. 
Oktober 1996 angewendet. 

Vor dem Übergang zum Verhältniswahlrecht wurde das neuseeländische 
Parlament von den beiden großen Volksparteien des Landes eindeutig domi
niert: der 1916 gegründeten sozialdemokratischen Labour-Partei und der mit 
der CDU/CSU vergleichbaren und 1936 ins Leben gerufenen National-Partei. 
Diesen beiden Parteien gelang es, zusammengenommen in elf der siebzehn 
zwischen 1945 und 1993 abgehaltenen Parlamentswahlen alle 99 Abge
ordnetensitze auf sich zu vereinen; bei drei weiteren Wahlen erreichten sie 
zusammen 98, zweimal 97 und ebenfalls zweimal 95 Mandate 
(Boston/Levine/McLeay/Roberts 1996, 44f.). Ausschließlich aus ihren Reihen 
stammten nach dem Zweiten Weltkrieg somit auch die neuseelä.Qdischen Re
gierungschefs, die sie bis zu den Wahlen 1996 jeweils viermal stellten. La
bour amtierte erstmals ununterbrochen von 1935 bis 1949 sowie später wieder 
von 1957 bis 1960, von 1972 bis 1975 und von 1984 bis 1990. Der in den 
übrigen Jahren alleine regierenden National-Partei muß folglich auch - insbe
sondere wegen der, wie noch zu zeigen sein wird, ordnungspolitisch so ver
hängnisvollen Wirtschaftspolitik in ihren neun ununterbrochenen Amtsjahren 
zwischen Ende 1975 und Ende 1984 - die politische Hauptverantwortung für 
die wirtschaftliche Fehlentwicklung Neuseelands nach dem Zweiten Welt
krieg angelastet werden. 

4 Abweichend vom bundesdeutschen Wahlrecht benötigt eine Partei nach dem neusee
ländischen MMP-System lediglich ein einziges Direktmandat (Deutschland: drei), um trotz 
des Verfehlens der Fünf-Prozent-Klausel auf der Basis der Grundmandatsklausel deMoch mit 
einer ihrem Zweitstimmenanteil entsprechenden Anzahl von Abgeordneten in das Parlament 
einziehen zu dürfen. 
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